
Organisationen und die Tätigkeit der vier angeklagten 
Bürger in ihnen betrachtet.

Die Arbeitsgemeinschaft Demokratischer Juristen, die 
im Jahre 1951 in Düsseldorf gegründet wurde und als 
westdeutsche Sektion der Internationalen Vereinigung 
Demokratischer Juristen angehört, sieht es als ihre Auf­
gabe an, die an Rechtsproblemen interessierten Kreise 
über bedeutsame Rechtsfragen und Entscheidungen auf 
dem Gebiete des deutschen, ausländischen und des 
internationalen Rechts zu informieren. Sie hat daher in 
vielen Publikationen vom juristischen Standpunkt aus 
zu den Lebensfragen unseres Volkes Stellung genom­
men und besonders die Rechtsentwicklung in West­
deutschland kritisch gewürdigt. Dabei standen die 
von den Untersuchungs- und Strafverfolgungsbehörden 
im Zuge der Remilitaris'erungspolitik der Adenauer- 
Regierung begangenen Verletzungen der demokrati­
schen Rechte sowie die vor dem BGH und den Sonder­
kammern der Landgerichte durchgeführten politischen 
Strafverfahren im Vordergrund der Untersuchung. 
Besonders Dr. Mertens war es, der in zahlreichen 
Publikationen im Organ der Arbeitsgemeinschaft, „Die 
Justiz“, die Rechtsprechung zum 1. Strafrechtsände­
rungsgesetz — Blitzgesetz — kritisch untersuchte und 
nachwies, daß die auf Grund dieses Gesetzes Angeklag­
ten nicht wegen bestimmter unter Strafdrohung 
stehender H a n d l u n g e n ,  sondern wegen ihrer 
G e s i n n u n g  bestraft werden. Dabei entlarvte er die 
Methoden, deren sich die Justiz der Bundesrepublik 
bedient, um Handlungen, die im Einklang mit dem 
Grundgesetz stehen, in hochverräterische oder staats- 
fährdende umzufälschen1. Auch Dr. Frenkel warnte 
wiederholt auf Tagungen und Kongressen der Arbeits­
gemeinschaft sowie des Zentralrats vor dem Mißbrauch 
des Strafrechts durch die Adenauer-Justiz zur Verfol­
gung politischer Gegner. Seine Stimme hat bei vielen 
demokratisch gesinnten Bürgern Westdeutschlands 
besonderes Gewicht, war er doch bereits in der Zeit 
des Hitler-Faschismus ein Opfer der Gesinnungsverfol­
gung gewesen und 17 Jahre später erneut wegen sei­
ner konsequent antifaschistischen Gesinnung von den 
Parteigängern Adenauers aus seiner Stellung als Mini- _ 
sterialdirigent im nordrhein-westfälischen Innenmini­
sterium entfernt worden. Die Vereinigung der Ver­
folgten des Naziregimes (VVN) in Westdeutschland 
hatte ihn zu ihrem Vorsitzenden gewählt.

Die Arbeitsgemeinschaft sieht es weiterhin als ihre 
besondere Aufgabe an, durch Informationen über die 
Rechtsentwicklung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der anderen sozialistischen Staaten, be­
sonders der Sowjetunion, zur Verständigung zwischen 
den Deutschen in Ost und West und zur Völkerfreund­
schaft beizutragen. Gerade diese Seite der Tätigkeit 
der Arbeitsgemeinschaft wird übrigens von der Bun­
desanwaltschaft als „Beweis“ für die angeblich staats­
feindliche Betätigung besonders hervorgehoben. So 
zitiert die Anklageschrift8 ausführlich einen Artikel 
des französischen Rechtswissenschaftlers Professor 
Rene David über das sowjetische Recht in „Die Justiz“ 
1954 Heft 8 S. 403, einen Artikel, der übrigens der 
französischen Zeitschrift „Revue progressiste de droit 
frangais“ entnommen ist und mit dem gleichen Recht 
wie gegen die Arbeitsgemeinschaft Demokratischer 
Juristen gegen führende Wissenschaftler der Pariser 
Sorbonne ins Feld geführt werden könnte. Gerade die 
Heranziehung eines solchen belehrenden Artikels aus 
der Feder eines französischen Professors der Rechts­
wissenschaften — mit dessen Formulierungen sich 
übrigens sowjetische Juristen in weiten Teilen nicht 
einverstanden erklären würden — als „Belastungs­
material“ verdeutlicht am besten, daß die bloße Lehre, 
die Vermittlung von Wissen, reine juristische Darlegun­
gen als strafbare Handlungen angesehen werden — 
wahrlich eine überzeugende Illustration dessen, was die 
Bundesrepublik unter Gesinnungs- und Forschungsfrei­
heit versteht.

Auch der Zentralrat zum Schutze demokratischer 
Rechte, der 1951 von verantwortungsbewußten demo­
kratischen Kräften in der Bundesrepublik ins Leben 1 2 *

1 vgl. „Die Justiz“ 1954 Heft 6 S. 299.
2 Anklageschrift vom 2. August 1957 — 1 StEG 7/57 (BJs 4/55)
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gerufen wurde, hat es sich zum Ziel gesetzt, die im 
Grundgesetz niedergelegten Rechte der westdeutschen 
Bürger zu schützen und die Öffentlichkeit auf die von 
den Staatsorganen der Bundesrepublik begangenen 
Verstöße gegen das Grundgesetz aufmerksam zu 
machen. Dabei verschafft er der Bevölkerung in be­
sonderem Maße einen ständigen Überblick über alle 
gegen die Gegner der Adenauer-Politik durchgeführ­
ten politischen Verfahren.

Eine wichtige Aufgabe sieht der Zentralrat darin, 
die wegen ihres Eintretens für die Wiedervereinigung 
und ihres Widerstandes gegen die Remilitarisierungs­
politik verurteilten Patrioten durch Solidaritätsaktio­
nen moralisch und auch wirtschaftlich zu unterstützen. 
Damit setzt er eine alte, während der Herrschaft des 
Imperialismus in vielen Ländern erprobte und be­
währte Tradition der Arbeiterklasse fort, die wohl — 
wenn wir einmal von der Freislerschen Blut-Justiz 
absehen — noch nie Gegenstand strafrechtlicher Ver­
folgung gewesen ist. Die vom Zentralrat zum Schutze 
demokratischer Rechte erhobene Forderung nach Am­
nestie für die politisch Verfolgten fand überdies ihr 
Echo bis in den westdeutschen Bundestag hinein und 
brachte die Interessen großer Teile der westdeutschen 
Bevölkerung zum Ausdruck.

Was ist begreiflicher, als daß Juristen, die als Straf­
verteidiger einen besonderen Einblick in die undemo­
kratischen und häufig ungesetzlichen Verfolgungs­
methoden der Strafverfolgungsorgane hatten, auch 
ihrerseits diese Amnestiebewegung unterstützen?!

Die Arbeitsgemeinschaft und der Zentralrat sollen — 
das ist offenbar das Ziel des bevorstehenden Prozesses 
— ausgeschaltet werden, weil sie schonungslos den 
Mißbrauch aufdecken, den die Justizorgane mit dem 
Recht treiben, um die gefährliche NATO-Politik Aden­
auers zu schützen und zu sichern. Man will die konse­
quente juristische Opposition ausschalten, indem man 
einige ihrer führenden Funktionäre wegen Staats­
gefährdung anklagt. Man will ein Musterurteil gegen 
diese Organisationen selbst schaffen, das wiederum 
den unteren Gerichten Anleitung geben soll zur Durch­
führung von Strafverfahren gegen die übrigen Mit­
arbeiter dieser Organisationen und gegen alle anderen 
Bürger, die die gleichen demokratischen Forderungen 
erheben. In diesem Sinne richtet sich das Verfahren 
zugleich gegen viele bürgerliche Juristen bis hinein in 
die Reihen der CDU, die durch Einschüchterung dazu 
gebracht werden sollen, von ihrer' Forderung auf 
politische Amnestie und Revision des Blitzgesetzes ab­
zulassen. Diese Methode ist nicht neu; sie wurde wie­
derholt von der Bundesanwaltschaft und dem BGH 
praktiziert, so in dem Verfahren gegen die Funktionäre 
der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, 
gegen die Funktionäre der Sozialdemokratischen 
Aktion.

Allerdings begegnet diese Absicht der Bundesanwalt­
schaft einer Schwierigkeit. Entgegen der These der 
Anklageschrift ist die Tätigkeit der angeklagten Bür­
ger in der Arbeitsgemeinschaft und im Zentralrat mit 
dem Grundgesetz v e r e i n b a r  ; denn sie war darauf 
gerichtet, die bürgerliche Gesetzlichkeit in der Bundes­
republik zu schützen. Auch die Unterstützung der 
Amnestiebewegung ist nicht verfassungswidrig. Sie 
wurde ja auch nicht als verfassungswidrig betrachtet, 
als die FDP-Fraktion im Bundestag einen eigenen 
Amnestiegesetzentwurf einbrachte.

Zu welchen Konstruktionen greift nun die Anklage, 
um die von ihr behauptete Verfassungswidrigkeit der 
Arbeitsgemeinschaft und des Zentralrats glaubhaft zu 
machen? Zunächst wird unter Bezugnahme auf das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Verfas­
sungswidrigkeit der KPD davon ausgegangen, daß die 
Kommunistische Partei eine verfassungsfeindliche 
Tätigkeit betrieben habe. Da nun die Angeklagten ehe­
mals Mitglieder der KPD waren und da die Arbeits­
gemeinschaft und der Zentralrat die Politik der Aden­
auer-Regierung einer ebenso scharfen Kritik unter­
zogen wie die KPD, genügt dies für die Bundesanwalt­
schaft, um eine Abhängigkeit dieser Organisationen 
von der KPD zu unterstellen und sie zu sog. Hilfs­
organisationen der KPD zu stempeln. Von dieser will­
kürlichen und durch nichts zu beweisenden Unter­
stellung leitet die Bundesanwaltschaft schließlich den
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